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Liveübertragung: Mittwoch, 9. September, 16.30 Uhr.

Über den Etatvorschlag der Bundesregierung für das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (Einzelplan 23), der im Regierungsentwurf für den Haushalt
2027 (21/7300(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) enthalten ist, berät der Bundestag am
Mittwoch, 9. September 2026, 90 Minuten lang. Bundesministerin Reem Alabali Radovan
(SPD) soll dem Entwurf zufolge im kommenden Jahr 9,47 Milliarden Euro (2026: 10,05 Milliarden
Euro) ausgeben dürfen. Mit geplanten Investitionen in Höhe von 5,92 Milliarden Euro (2025: 6,11
Milliarden Euro) ist der Einzelplan 23 der drittgrößte Investitionshaushalt des Bundes.

Im Einzelplan sind außerdem pauschale Einsparvorgaben – sogenannte globale Minderausgaben, die
nicht vorab einzelnen Haushaltstiteln zugeordnet sind - von insgesamt 99,43 Millionen Euro
veranschlagt. Davon entfallen wie schon 2026 rund 45,43 Millionen Euro auf einen
Konsolidierungsbeitrag. Neu hinzukommen soll eine globale Minderausgabe für
Effizienzmaßnahmen in Höhe von 54 Millionen Euro. Der Etatentwurf soll nach den bis Freitag, 11.
September 2026, andauernden Beratungen sämtlicher Einzelpläne des Bundes an den
Haushaltsausschuss überwiesen werden. 

Kürzungen bei der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit
Für die bilaterale staatliche Entwicklungszusammenarbeit sind 2027 rund 3,91 Milliarden Euro
eingeplant (2026: 4,64 Milliarden Euro). Darunter fällt auch die bilaterale technische
Zusammenarbeit, für die nur noch 1,57 Milliarden Euro vorgesehen sind, nach 1,74 Milliarden Euro
im laufenden Jahr. Die Mittel für die bilaterale finanzielle Zusammenarbeit sollen dagegen von 1,97
Milliarden Euro auf rund 2,09 Milliarden Euro steigen.

Allerdings hinkt der Vergleich aufgrund einer Umgliederung im Einzelplan. Denn 2027 wird der Titel
„Krisenbewältigung und Wiederaufbau, Infrastruktur“ im Kapitel „Sonstige Bewilligungen“ geführt.
Auch hier soll deutlich gespart werden: Nur noch rund 434,9 Millionen Euro sind für die
Krisenbewältigung vorgesehen, nach rund 710,8 Millionen Euro 2026. Der Ansatz für die „Globale
Transformation von Ernährungssystemen“ soll von 259,4 Millionen Euro auf 173,2 Millionen Euro
sinken. Für die Unterstützung von Geflüchteten und Aufnahmeländern sind dagegen 450 Millionen
Euro eingeplant, 30 Millionen Euro mehr als 2026.

Für das zivilgesellschaftliche, kommunale und wirtschaftliche Engagement sollen die Ausgaben von
rund 1,32 Milliarden Euro auf 1,17 Milliarden Euro zurückgehen. Für Vorhaben der politischen
Stiftungen stehen nur noch 267 Millionen Euro bereit, nach rund 374,5 Millionen Euro 2026. Die
Förderung entwicklungswichtiger Vorhaben der Kirchen sinkt von 295 Millionen Euro auf 278
Millionen Euro. Die Ausgaben für die Förderung des bürgerschaftlichen und kommunalen
Engagements sollen hingegen von rund 394,5 Millionen Euro auf 425,5 Millionen Euro steigen.

Beiträge an die Vereinten Nationen gehen zurück
Für das Kapitel „Europäische Entwicklungszusammenarbeit, Beiträge an die Vereinten Nationen
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sowie andere internationale Einrichtungen“ sieht der Entwurf rund 1,61 Milliarden Euro vor, nach
1,78 Milliarden Euro 2026. Unter anderem sollen die Beiträge an die Vereinten Nationen, ihre
Sonderorganisationen sowie andere internationale Einrichtungen und internationale
Nichtregierungsorganisationen von rund 515,9 Millionen Euro auf 442,7 Millionen Euro
zurückgehen.

Der Beitrag zu den Europäischen Entwicklungsfonds der Europäischen Union soll auf 94,7 Millionen
Euro sinken (2026: 144,1 Millionen Euro), der für den Globalen Fonds zur Bekämpfung von AIDS,
Tuberkulose und Malaria auf 286 Millionen Euro nach 288 Millionen Euro 2026. Für die
entwicklungswichtigen multilateralen Hilfen zum weltweiten Umwelt-, Biodiversitäts- und
Klimaschutz sind nur noch rund 694,6 Millionen Euro eingeplant, nach 728,7 Millionen Euro 2026.

Mehr Geld soll demgegenüber an multilaterale Entwicklungsbanken fließen. Dafür sollen rund 1,36
Milliarden Euro zur Verfügung stehen (2026: 1,21 Milliarden Euro). Allein die Zahlungen an
Einrichtungen der Weltbankgruppe sollen von rund 909,9 Millionen Euro auf 1,09 Milliarden Euro
steigen.

KTF-Mittel für den Schutz von Tropenwäldern
Zusätzliche Mittel - insgesamt 178,6 Millionen Euro – bewirtschaftet das BMZ 2027 im Klima- und
Transformationsfonds. Davon sollen 126,6 Millionen Euro auf die im Rahmen der
Weltklimakonferenz 2025 in Brasilien verkündete „Tropical Forest Forever Facility“ (TFFF) zum
Schutz von Tropenwäldern entfallen sowie 52 Millionen Euro auf Maßnahmen der internationalen
Transformation.

Für den deutschen Beitrag zum TFFF sind außerdem Verpflichtungsermächtigungen von 873,4
Millionen Euro vorgesehen. Insgesamt plant die Bundesregierung dafür eine Milliarde Euro ein.
(joh/hau/24.08.2026)
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